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1. Steuertermine Februar 2013

11.02.

Umsatzsteuer
Umsatzsteuer-Sondervorauszahlu
Lohnsteuer**
Solidaritatszuschlag**
Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*1

15.02.

Gewerbesteuer***
Grundsteuer***

Zahlungsschonfrist: bis zum 14.02. bzw. 18.02.2013. Diese Schonfrist gilt nicht bei
Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. [* bei Fristverlangerung 1/11 USt 12 vorauszahlen; **
bei monatlicher Abfuhrung fur Januar 2013; *** Vierteljahresrate an die Gemeinde]

Quelle: -

Fundstelle:

Information ftr: -

zum Thema: -

2. Umsatzsteuer auf Ubernachtungen: Regelsteuersatz wird nicht reaktiviert

In der Novemberausgabe haben wir von dem Plan der L&nder Schleswig-Holstein, Bremen und
Nordrhein-Westfalen berichtet, den ermafigten Umsatzsteuersatz fiir Beherbergungsleistungen
von 7 % zum 01.01.2013 abzuschaffen. Nun kénnen wir auch schon wieder Entwarnung geben:
Die Befurchtung vieler Hotelbesitzer und Pensionsbetreiber hat sich nicht bewahrheitet, denn der
Bundesrat hat beschlossen, den Gesetzentwurf nicht beim Deutschen Bundestag einzubringen.

Die umstrittene Subvention, einst von Schwarz-Gelb durchgesetzt, hatten die rot-grin-gefuhrten
Lander wieder kippen wollen und sich Mehreinnahmen - auch fir die Kommunen - erhofft.
Tatsachlich war die Bundesratsinitiative auf breite Unterstiitzung gestof3en, doch gab es im
Finanzausschuss des Bundesrats schlief3lich keine Mehrheit, so dass die Abstimmung negativ
ausfiel. Nun ist sie - erst einmal - endgultig vom Tisch.

Hinweis: Nach der Landtagswahl in Niedersachsen im Januar 2013 konnte sich die Lage erneut
andern. Sollten SPD und Griine dort die bisherige schwarz-gelbe Koalition ablésen, hatte das
Oppositionslager im Bundesrat eine Mehrheit von 36 Stimmen und kdnnte das
Regierungshandeln stoppen.



Quelle: Gesetz zur Abschaffung des ermaRigten Umsatzsteuersatzes fir
Beherbergungsleistungen

Fundstelle: Entwurf v. 21.08.2012; BR-Drucks. 485/12, Beschl. v. 02.11.2012;
BR-Drucks. 485/12 (B)

Information fir:  Unternehmer

zum Thema: Ubrige Steuerarten

3. Abfindungen: Auch Selbstandige kénnen von erméaRigter Besteuerung profitieren

Wenn Sie als Arbeitnehmer eine Abfindung beziehen, kdnnen Sie diese Entschadigung nach der
sogenannten Flnftelregelung versteuern. Das Finanzamt setzt dann statt des reguléren
Einkommensteuertarifs einen reduzierten Steuersatz an. Bislang war unklar, ob auch Selbsténdige
und Gewerbetreibende davon profitieren kénnen.

Jetzt hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass auch ein selbstandiger Rechtsanwalt seine
Entschadigung ermafigt versteuern darf, wenn er die zugrundeliegende Leistung wie ein
Arbeitnehmer schuldet. Im vorliegenden Fall hatte der Anwalt (neben seiner regularen
Beratungstatigkeit) einen Rechtsberatungsvertrag mit einer GmbH geschlossen, den die
Gesellschatft plotzlich kindigte. Das Oberlandesgericht sprach ihm im Zuge eines Vergleichs eine
Entschadigung von 870.000 EUR zu.

Der BFH konnte zwar nicht abschliel3end entscheiden, ob diese Zahlung ermafigt zu besteuern
war, zog aber die grundsatzliche Grenze zwischen beglinstigten und nichtbeguinstigten
Entschadigungen. Danach gilt:

e Selbstandige und Gewerbetreibende durfen eine Entschadigung nicht ermaRigt versteuern,
wenn die Zahlung dem Tagesgeschaft zugerechnet werden kann. Das ist der Fall, wenn die
Entschéadigung fur Einnahmen gezahlt wird, die aus der laufenden Geschéaftsfihrung
resultieren (z.B. Schadenersatz infolge einer einzelnen Vertragskindigung).

® Eine ermalRigte Besteuerung kommt fiir sie dann in Betracht, wenn sie ihre Entschadigung
aufgrund eines arbeitnehmerahnlich ausgestalteten Vertrags erhalten haben.

Hinweis: Nun muss das Finanzgericht prifen, ob der Beratervertrag tatsachlich
arbeitnehmerahnlich ausgestaltet war. Hierflr ist unter anderem entscheidend, ob der Anwalt im
Zuge des Vertrags eine feste Vergitung erhielt, Kiindigungsschutz genoss, einen Anspruch auf
Urlaub, Sozialleistungen und betriebliche Altersvorsorge hatte und ob er in den Betrieb der
GmbH eingegliedert war.

Quelle: BFH, Urt. v. 10.07.2012 - VIII R 48/09
Fundstelle: Www.Stx-premium.de
Information fir:  Unternehmer, Freiberufler

zum Thema: Einkommensteuer



4. Vertragsauflosung oder -stérung: Nicht jede Entschadigungszahlung ist steuerbegiinstigt

Erhélt ein Arbeitnehmer anlésslich seiner Kiindigung eine Abfindung, bekommt er fir diese
aulRerordentlichen Einkiinfte unter Umstanden einen geringeren Einkommensteuersatz tber die
sogenannte Funftelregelung. Die gleiche Vergiinstigung gibt es fir Entschadigungen, die als
Ersatz fur entgehende Einnahmen gewéhrt werden. Die Gelder treten also an die Stelle von schon
weggefallenem oder kinftig wegfallendem Einkommen. Bei Freiberuflern und Unternehmern

stellt sich 6fter die Frage, ob es sich bei einer Zahlung, die sie beispielsweise wegen einer
Vetragsauflosung oder -stérung erhalten, um eine steuerbegiinstigte Entschadigung handelt.

Das ist zum Beispiel nicht der Fall, wenn ein Selbstéandiger, der Praxisraume angemietet hat, vom
Eigentimer wegen einer geplanten Haussanierung zum vorzeitig Auszug gedréangt wird und im
Rahmen einer gesonderten Vereinbarung den Mietvertrag gegen eine Abfindungszahlung
vorzeitig auflost. Da diese Entschadigung ausschlieRlich als Entgelt fir die Raumung und
Rickgabe der angemieteten Raume gezahlt wird, stellt sie keinen Ersatz fiir entgangene
Einnahmen (aus einer freiberuflichen oder gewerblichen Tétigkeit) dar.

Ahnlich verhalt es sich, wenn jemandem aufgrund eines gerichtlichen Vergleichs zum Ausgleich
aller vertraglichen Anspriiche aus einer Vereinbarung eine hohe Vertragsstrafe gezahlt wird.
Auch bei dieser Zahlung handelt es sich nicht um eine steuerbegiinstigte Entschadigung, sondern
um laufende Einkinfte aus selbstandiger oder gewerblicher Tatigkeit mit regularer
Tarifbesteuerung. Denn sie wurde nicht als Ersatz fir den Wegfall von Einnahmen gewabhrt.

Quelle: FG Hessen, Urt. v. 01.08.2012 - 10 K 761/08
FG Hessen, Urt. v. 27.06.2012 - 11 K 459/07, rkr.

Fundstelle: www.stx-premium.de
Information fir:  Unternehmer, Freiberufler

zum Thema: Einkommensteuer

5. Sonderbetriebsvermdgen: Wann ein Grundstiick gewinnneutral Gbertragen wird

Planen Sie als Personengesellschafter, ein Wirtschaftsgut aus Ihrem Sonderbetriebsvermégen ins
Gesamthandsvermdgen der Gesellschaft zu Gbertragen, dirfte Sie ein aktuelles Urteil des
Bundesfinanzhofs (BFH) interessieren, das die steuerlichen Interessen der Gesellschafter starkt:
Im Urteilsfall Gbertrug der Kommanditist einer GmbH & Co. KG ein Grundstiuick aus seinem
Sonderbetriebsvermdgen auf seine Gesellschaft. Im Gegenzug Gbernahm die Gesellschaft eine
auf dem Grundstiick lastende Verbindlichkeit in Héhe von 296.453 EUR. Das Grundstlck hatte
einen Buchwert von 1.026.339 EUR und einen Verkehrswert von 1.520.000 EUR, so dass stille
Reserven in Hohe von 493.661 EUR vorhanden waren.

Hinweis: Unter stillen Reserven versteht man die Differenz zwischen dem wirklichen Wert eines
Wirtschaftsguts und seinem Buchwert.

Das Finanzamt setzte den Wert der ibernommenen Verbindlichkeit ins Verhaltnis zum
Verkehrswert des Grundstiicks und ermittelte so einen Anteil von 19,5 %. Diesen Teil der stillen
Reserven (96.264 EUR) sah das Finanzamt als aufgedeckt an, so dass es in dieser Héhe die
Sonderbetriebseinnahmen des Gesellschafters erhdhte.



Der BFH kam dem Gesellschafter jedoch zu Hilfe und urteilte, dass die (teilentgeltliche)
Ubertragung nicht zur Gewinnrealisierung gefuihrt hat. Denn ein Gewinn wird im
Sonderbetriebsvermdgen nur dann verwirklicht, wenn das von der Gesellschaft gezahlte Entgelt
(hier: die Darlehensiibernahme) den Buchwert des Grundstiicks Ubersteigt. Bei der
teilentgeltlichen Ubertragung eines Wirtschaftsguts des Sonderbetriebsvermogens ins
Gesamthandsvermdgen der Gesellschaft, bei der das Entgelt unter dem Buchwert liegt, kommt es
hingegen nicht zur Realisierung eines Gewinns. Somit durfte das Finanzamt die
Sonderbetriebseinnahmen des Gesellschafters nicht erhdhen.

Hinweis: Deckt das Finanzamt bei Ihnen die stillen Reserven eines Wirtschaftsguts infolge einer
teilentgeltlichen Ubertragung quotal auf, bietet das BFH-Urteil eine gute Grundlage, um gegen
den entsprechenden Gewinnfeststellungsbescheid vorzugehen.

Quelle: BFH, Urt. v. 19.09.2012 - IV R 11/12
Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information fir:  Unternehmer, Freiberufler

zum Thema: Einkommensteuer

. Anteilstibertragung: BFH erleichtert steuerneutrale Generationennachfolge

Unternehmern, die ihren Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf ihre
Kinder Ubertragen wollen, bietet das Einkommensteuergesetz die Moglichkeit einer
steuerneutralen Ubertragung. Dann diirfen die Buchwerte fortgefiihrt werden, so dass es nicht zur
Aufdeckung der stillen Reserven kommt. Ferner ist es mdglich, einzelne Wirtschaftsgtiter
steuerneutral von einem Betriebsvermégen des Steuerpflichtigen in ein anderes
Betriebsvermégen desselben Steuerpflichtigen zu tbertragen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) lasst die Buchwertfortfiihrung bei der Ubertragung eines
Mitunternehmeranteils auch dann zu, wenn zugleich das Sonderbetriebsvermdgen ausgegliedert
wird. Der Urteilssachverhalt veranschaulicht diesen Fall: Ein Vater war alleiniger Kommanditist
einer GmbH & Co. KG (KG) und verpachtete der Gesellschaft ein Betriebsgrundstiick
(Sonderbetriebsvermdgen). Er schenkte seiner Tochter die KG-Anteile sowie die Anteile an der
Komplementar-GmbH, Ubertrug jedoch das Grundstiick auf eine neugegrindete GmbH & Co.
KG, die den Pachtvertrag fortsetzte und deren alleiniger Kommanditist er selbst war.

Das Finanzamt war der Auffassung, dass der Kommanditanteil nicht zum Buchwert Ubergehen
darf, weil das Grundstiick des Sonderbetriebsvermogens nicht an die Tochter Ubertragen wurde.
Da somit nicht der komplette Mitunternehmeranteil Gberging, sollten die stillen Reserven des
Kommanditanteils in Hohe von 100.000 EUR aufgedeckt werden.

Der BFH erteilte dieser Sichtweise jedoch eine klare Absage und urteilte, dass eine steuerneutrale
Ubertragung mdglich ist. Denn sowohl die Anteilsiibertragung als auch die Ubertragung des
Grundstucks durfen fir sich gesehen steuerneutral erfolgen. Bei einem engen zeitlichen
Zusammenspiel beider Ubertragungsvarianten darf nach Auffassung des Gerichts nichts anderes
gelten.



Quelle: BFH, Urt. v. 02.08.2012 - IV R 41/11
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information flir:  Unternehmer, Freiberufler

zum Thema: Einkommensteuer

7. Zur Arbeit pendeln: Hin- und Rickweg an unterschiedlichen Tagen halbiert Pauschale

Legen Sie als Berufstétiger - ob angestellt oder selbstandig - beim Pendeln ins Biro den Hin- und
Ruckweg an unterschiedlichen Tagen zuriick, kdnnen Sie die Entfernungspauschale fir die
einzelnen Tage nur zur Halfte als Werbungskosten oder Betriebsausgaben geltend machen. Der
volle Abzug setzt ndmlich voraus, dass Sie den Hin- und Rickweg Ihrer Pendelstrecke an einem
Arbeitstag zuriicklegen. Bei einer eingeschobenen Ubernachtung gibt es dagegen nur 50 % der
Pauschale von 0,30 EUR, also 0,15 EUR taglich.

Noch unginstiger sieht es Ubrigens aus, wenn Sie aus beruflichen Griinden mehrfach taglich vom
Wohnort zur Arbeitsstelle fahren miissen. Denn auch hier kann die Entfernungspauschale nur
einmal angesetzt werden. Das kommt beispielsweise dann vor, wenn es eine Mittagspause Uber
mehrere Stunden gibt oder laut Arbeitsvertrag oder -anfall stets morgens und nachmittags zu
arbeiten ist.

Hinweis: Die Pauschale wird also nur fir tatsachlich zuriickgelegte Wege berticksichtigt. Dann
kommt es aber nicht mehr darauf an, auf welche Weise Sie den Weg zur Arbeitsstétte
zuriicklegen und ob Ihnen dadurch Uberhaupt Kosten entstehen.

Quelle: FG Baden-Wirttemberg, Urt. v. 20.06.2012 - 7 K 4440/10
Fundstelle: Www.Stx-premium.de
Information ftr:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

8. Sonderausgaben: Beitrage an ausléndische Sozialversicherungstrager werden aufgeteilt

Beitrage zur gesetzlichen Sozialversicherung kénnen Arbeitnehmer grundsatzlich als
Sonderausgaben mindernd bei der Einkommensteuer geltend machen. Abzugsfahig sind

1. Altersvorsorgeaufwendungen zur gesetzlichen Rentenversicherung bis zu einem jahrlich
leicht steigenden Anteil (2012: 74 %; 2013: 76 %),

2. Vorsorgeaufwendungen zur Basiskranken- und Pflegeversicherung in voller Hohe und

3. Beitrdge zur Arbeitslosenversicherung nur im Ausnahmefall bei geringen
Krankenkassenbeitragen als sonstige Aufwendungen.

Aufgrund der unterschiedlichen Abzugshéhe werden die Beitrage in diese drei Bereiche

aufgeteilt. Zahlungen an auslandische Sozialversicherungstrager sind zwar ebenfalls beglinstigt,
diese lassen sich aber oft nicht genau den verschiedenen Versicherungszweigen zuordnen. In
diesem Fall muss der einheitliche Globalbeitrag fiir die steuerliche Beriicksichtigung gesondert
behandelt und zugeordnet werden. Das Bundesfinanzministerium hat hierzu eine staatenbezogene
prozentuale Aufteilung fur den Veranlagungszeitraum 2013 veroéffentlicht. Die tabellarische



Ubersicht ist im Internet unter www.bundesfinanzministerium.de abrufbar (Rubrik:
Themen|Steuern|Steuerarten|Einkommensteuer).

Hinweis: Die Aufstellung umfasst nur europdische Lander. Fir die Aufteilung von
Globalbeitrdgen, die an Sozialversicherungstrager in Landern aufRerhalb Europas geleistet
werden, gibt es keine vergleichbaren Vorgaben. Hier miissen Sie die Beitrage nach den
Umstanden des Einzelfalls aufteilen.

Quelle: BMF-Schreiben v. 29.10.2012 - IV C 3 - S 2221/09/10013 :001
BMF-Schreiben v. 26.01.2012 - IV C 3 - S 2221/09/10013 :001

Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de, www.stx-premium.de
Information flir:  Arbeitgeber und Arbeithnehmer

zum Thema: Einkommensteuer

. Doppelte Haushaltsfihrung: Kann ein lediger Arbeitnehmer gratis bei den Eltern wohnen?

Damit eine doppelte Haushaltsfiihrung steuerlich anerkannt wird, muss sie beruflich veranlasst
sein. Weniger relevant ist der Familienstand des Arbeithehmers. Mal3gebend ist nur, ob sich der
Mittelpunkt seiner Lebensinteressen am Hauptwohnort befindet. Dazu muss er dort einen eigenen
Hausstand - also eine eingerichtete Wohnung - unterhalten.

Anders als bei Eheleuten prift das Finanzamt bei einem Alleinstehenden allerdings, ob er die
Wohnung entgeltlich nutzt und sich maf3geblich (finanziell) an der Filhrung dieses Hausstands
beteiligt. Zudem muss sich ein unverheirateter Arbeithehmer - abgesehen von arbeitsbedingten
Abwesenheiten und Urlaubsfahrten - im Ersthaushalt aufhalten. Allein das Vorhalten einer
Wohnung fir gelegentliche Besuche geht nicht als Unterhalten eines Hausstands durch.

Nach einem Urteil des Finanzgerichts Sachsen ist die finanzielle Beteiligung an den Kosten des
Haushalts (Miete oder laufender Aufwand fur Haushaltsfiihrung) zwar nicht zwingend
erforderlich. Allerdings ist bei einer unentgeltlichen Uberlassung zu priifen, ob der alleinstehende
Arbeithehmer

e tatsachlich einen eigenen Hausstand unterhalt oder
e doch nur in einen fremden Haushalt eingegliedert ist.

Wohnt er in Raumlichkeiten, in denen er schon als Kind gelebt hat und die nicht abgeschlossen,
sondern nur durch eine von der elterlichen Wohnung abgehende Treppe zuganglich sind, dann
l&sst sich allein aus der Tatsache, dass sich der Unverheiratete um die Instandhaltung von Haus
und Garten kimmert, nicht auf seine finanzielle Mitwirkung an der Haushaltsfiihrung schlief3en.
So handelt es sich etwa bei Tapezier-, Maler- und Gartenarbeiten nicht um Gegenleistungen fir
die Uberlassung der Raume, sondern um Ubliche, familiar bedingte Zuwendungen an die Eltern.

AulBerdem ist die lange Dauer der beruflichen Téatigkeit ein starkes Indiz dafiir, dass gerade ein
unverheirateter Arbeithehmer seinen Lebensmittelpunkt an den Beschéaftigungsort verlagert hat.
Und schlie3lich spricht auch ein grof3er raumlicher Abstand zwischen beiden Wohnungen
dagegen, dass er seinen Lebensmittelpunkt in der alten Heimat aufrechterhalt, und dafir, dass er
seine Eltern lediglich besuchen fahrt.



Quelle: FG Sachsen, Urt. v. 09.05.2012 - 4 K 2130/07
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information flr:  Arbeitgeber und Arbeithehmer

zum Thema: Einkommensteuer

10. Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit: Zuschlage sind nicht generell steuerfrei

Neben dem Grundlohn gewahrte Zuschlage sind steuerfrei, wenn sie fir tatsachlich geleistete
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit gezahlt werden und gewisse vorgegebene Prozentséatze des
Grundlohns nicht tbersteigen. Ist aber beispielsweise ein Arbeitnehmer im Schichtdienst tatig

und erhéalt er laut den Bestimmungen im Arbeitsvertrag pauschale Zuschlage fir Arbeit zu
ungunstigen Zeiten, kommt keine Steuerbefreiung in Betracht. Denn dann wird die Tatigkeit
allgemein pauschaliert abgegolten.

Solche pauschal gezahlten Zuschlage haben nach der arbeitsvertraglichen Vereinbarung den
Charakter allgemeiner Lohnbestandteile, da sie unabhangig von der tatsachlich geleisteten
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit ausbezahlt werden.

Hinweis: Eine andere Beurteilung ergibt sich auch nicht, wenn Arbeitnehmer beispielsweise
anhand der Dienstplane Einzelaufstellungen der tatséchlich geleisteten Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit anfertigen und hieraus den steuerfreien Arbeitslohn ermitteln. Denn solche
Aufstellungen erméglichen bestenfalls eine Zurechnung der Sache nach, namlich der tatsachlich
geleisteten Arbeit wahrend beginstigter Zeiten. Eine Zurechnung der Hohe nach (im Verhaltnis
zum Grundlohn) ergibt sich daraus nicht. Eine Pauschale zu vereinbaren, deren genaue
Ermittlung weder dem Arbeitsvertrag noch den Planungs- und Einsatzrichtlinien zu entnehmen
ist, ist also aus steuerlicher Sicht ungunstig.

Quelle: FG Baden-Wirttemberg, Urt. v. 20.06.2012 - 14 K 4685/09, Rev.
zugelassen
Fundstelle: WWWw.Stx-premium.de

Information flir:  Arbeitgeber und Arbeitnehmer

zum Thema: Einkommensteuer

11. Hausliches Arbeitszimmer: Der Hochstbetrag fir den Werbungskostenabzug gilt
objektbezogen

Nutzt beispielsweise ein Lehrerehepaar ein grof3es hausliches Arbeitszimmer gemeinsam, kann
nicht jeder Partner 1.250 EUR jahrlich als Werbungskosten geltend machen. Da dieser
Hochstbetrag objekt- und nicht personenbezogen gilt, konnen die Ehegatten die Kosten des
Arbeitszimmers nur anteilig und insgesamt nur einmal geltend machen. Dass sie theoretisch nur
eine Wand einziehen missten, um den Abzugsbetrag zu verdoppeln, andert nichts an dieser
Tatsache.

Damit werden Steuerpflichtige, die einen grél3eren Raum gemeinsam nutzen, steuerrechtlich
schlechtergestellt als Personen, die in zwei getrennten, kleineren Raumen arbeiten. Da sie die
Ausgestaltung ihrer hauslichen Arbeitszimmer aber individuell wahlen kénnen, ist das keine



verfassungswidrige Ungleichbehandlung.

Stellt man diese Regelung namlich der unbegrenzten Abzugsmaoglichkeit der Kosten gegeniiber,
die fuir ein heimisches Biro anfallen, in dem sich die berufliche Tatigkeit schwerpunktmafig
abspielt, wird ihr Zweck deutlicher: Der Gesetzgeber will den begrenzten Abzug nur in
Ausnahmefallen und den unbegrenzten in noch enger gefassten Sonderféllen zulassen. Die
Maglichkeit einer Vervielfachung der 1.250 EUR wirde die fir den Regelfall beabsichtigte
Deckelung der tatsachlichen Aufwendungen dem unbegrenzten Abzug zu nahe kommen lassen
und damit die Unterscheidung zwischen den beiden Alternativen faktisch aufheben.

Gegen eine Verdoppelung des Hochstbetrags spricht aul3erdem, dass die Raumkosten bei einer
Mehrfachnutzung mit denen bei einer Einfachbelegung weitgehend identisch sind. Héhere
Aufwendungen entstehen bei der Mehrfachnutzung vor allem fiir die Einrichtung, auf die sich die
Beschrankung aber nicht erstreckt, weil beispielsweise ein Schreibtisch als Arbeitsmittel gilt.

Quelle: FG Baden-Wirttemberg, Urt. v. 12.07.2012 - 3 K 447/12, Rev. zugelassen
Fundstelle: wWww.Sstx-premium.de
Information fir;  Arbeitgeber und Arbeithehmer

zum Thema: Einkommensteuer

12. Abgeltungsteuer: Die zehn wichtigsten Anderungen im Uberblick

Rechtzeitig vor der bald anstehenden Steuererklarung fir 2012 hat das Bundesfinanzministerium
einen runderneuerten Anwendungserlass zur Abgeltungsteuer veroffentlicht. Die neuen
Grundsatze gelten generell flr die Anwendung der Abgeltungsteuer auf laufende Kapitalertrage
und Veraulerungsgeschafte in allen offenen Fallen. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn die
Neuregelungen - sofern unguinstig - erst zum 01.04.2013 angewendet werden. Fur Privatanleger
sind folgende zehn Punkte besonders wichtig:

1. Verluste, die dem pauschalen Steuersatz unterliegen, dirfen nicht mit positiven Ertragen aus
Kapitaleinkiinften verrechnet werden, die der tariflichen Einkommensteuer unterliegen.

2. Der Sparer-Pauschbetrag wird nur beriicksichtigt, wenn nach Verrechnung samtlicher
positiver und negativer Kapitaleinkiinfte eines Jahres ein positives Ergebnis verbleibt.

3. Die Abgeltungsteuer ist keine tarifliche Steuer. Das bedeutet, dass auch ErméaRigungen, die -
wie etwa haushaltsnahe Dienstleistungen - an die tarifliche Einkommensteuer anknipfen,
daher nicht mindernd abgesetzt werden kénnen.

4. Der Antrag auf Gunstigerprifung kann nur bis zur Bestandskraft des betreffenden
Einkommensteuerbescheids gestellt werden.

5. Banken dirfen keine auslandische Quellensteuer anrechnen, wenn im betreffenden Staat ein
Anspruch auf teilweise oder vollstéandige Erstattung besteht. Das gilt beispielsweise bei
Dividenden aus spanischen Aktien.

6. Korrekturen beim Kapitalertragsteuerabzug darf eine Bank nur mit Wirkung fur die Zukunft
vornehmen.

7. Werden im Rahmen von KapitalmaRnahmen die Aktien ausgewechselt, gilt der Borsenkurs
der neuen Wertpapiere am Tag der Depoteinbuchung als Veraul3erungserlds der Altaktien.
Ist dieser Borsenkurs nicht zeitnah ermittelbar, darf auf den Kurs der alten Wertpapiere
abgestellt werden. Umgekehrt ist es genauso: Als Anschaffungskosten der neuen Titel wird
der Borsenkurs der hingegebenen Titel angesetzt und darf hilfsweise aus dem Kurs der



erhaltenen Wertpapiere berechnet werden.

8. Bei Veraul3erungsvorgangen einer vermdgensverwaltenden Gesellschaft mit
Kapitaleinnahmen wird zun&chst ein Gewinn oder Verlust auch dann gesondert und
einheitlich festgestellt, wenn ein, mehrere oder alle Gesellschafter wesentlich ab 1%
beteiligt sind und damit gewerbliche Einkiinfte erzielen. Die (Um-)Qualifizierung erfolgt
dann im Veranlagungsverfahren der Gesellschafter durch das Wohnsitzfinanzamt.

9. Wachsen durch ein Reverse-Split mehrere Aktien zu einem Wertpapier zusammen, sind der
Anteil des einzelnen Aktionars am Unternehmen sowie das Grundkapital vorher und
nachher gleich. Daher werden die im Rahmen eines Splits gefassten Aktien nicht
angeschafft und die alten Aktien nicht verauRert und es fallt keine Steuer an. Nur die
Anschaffungskosten der Aktien sind nach dem Split-Verhaltnis auf die neue Anzahl an
Aktien aufzuteilen.

10. Eine sogenannte All-in-Fee (pauschales Entgelt bei Kreditinstituten, das auch die
Transaktionskosten mit abdeckt) wirkt sich steuermindernd aus. Dies gilt, wenn im
Vermdgensverwaltungsvertrag festgehalten ist, wie hoch sie ausfallt. Da die pauschale
Jahresgebihr keinem Geschéft konkret zugeordnet werden kann, akzeptiert der Fiskus einen
Betrag bis zu 50 % der Gesamtgebuihr. Voraussetzung ist jedoch, dass die All-in-Fee auf
einer sachgerechten und nachprifbaren Berechnung beruht.

Quelle: BMF-Schreiben v. 09.10.2012 - IV C 1 - S 2252/10/10013
Fundstelle: www.stx-premium.de
Information flr:  Kapitalanleger

zum Thema: Einkommensteuer

13. Gewerblicher Grundstiickshandel: Vorsicht bei Verkéufen durch die Gesellschaft

Ob ein Grundstlcksverkauf der privaten Vermégensverwaltung zuzurechnen ist oder bereits
einen gewerblichen Grundstiickshandel begriindet, ist nicht immer leicht zu beantworten. Als
Entscheidungshilfe hat die Rechtsprechung die sogenannte Drei-Objekt-Grenze entwickelt,
wonach in der Regel dann von einem gewerblichen Grundstiickshandel auszugehen ist, wenn
jemand innerhalb von funf Jahren (zwischen Anschaffung und Verkauf) mehr als drei Objekte
verauliert.

Hinweis: Die Konsequenzen eines gewerblichen Grundstiickshandels sind weitreichend,
beispielsweise unterliegen die Gewinne dann der Gewerbesteuer. Zudem kénnen Wertzuwachse
nach Ablauf der zehnjahrigen Spekulationsfrist nicht mehr steuerfrei vereinnahmt werden.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein gewerblicher Grundstiickshandel auch
dann vorliegen kann, wenn jemand zwar kein einziges Grundstick in eigener Person veraul3ert,
ihm aber Grundsticksverkaufe von Personengesellschaften zuzurechnen sind, an denen er
beteiligt ist. Im Urteilsfall war eine Frau aus Nordrhein-Westfalen zu je 50 % an einer offenen
Handelsgesellschaft (OHG) beteiligt, die einen gewerblichen Grundstiickshandel betrieb, und an
einer vermogensverwaltenden Grundsticksgemeinschaft, die wiederum an mehreren
Grundstuicken beteiligt war. Die Frau selbst hatte zwar keine Grundstiicksgeschafte getatigt. lhr
Finanzamt erfasste aber die Gewinne der Grundsticksgemeinschaft aus einem gewerblichen
Grundstuckshandel, da die Einkiinfte auf Ebene der Beteiligten in gewerbliche Einkunfte
umgqualifiziert werden.



14.

Der BFH akzeptierte dies und erkléarte, dass die Aktivitditen der OHG und der
Grundsticksgemeinschatft in der Person der Gesellschafterin zusammenzurechnen sind. Damit
waren die VerduRRerungsgeschéfte der vermdgensverwaltenden Grundstiicksgemeinschaft Teil
eines gewerblichen Grundstiickshandels bei der Frau.

Quelle: BFH, Urt. v. 22.08.2012 - X R 24/11
Fundstelle: WWW.Stx-premium.de
Information fur:  Kapitalanleger

zum Thema: Einkommensteuer

Kapitaleinkunfte: So gelingt der Schuldzinsenabzug bei privat gehaltenen GmbH-Anteilen

Um die finanziellen Mittel fir den Erwerb einer GmbH-Beteiligung aufzubringen, wird nicht

selten ein Kredit aufgenommen. Der Bundesfinanzhof hatte jlingst entschieden, dass private
Gesellschafter ihre Schuldzinsen nach der VerédufRerung der GmbH-Anteile als nachtragliche
Werbungskosten absetzen kénnen, soweit der Verkaufspreis nicht zur Darlehenstilgung ausreicht.
Seit 2009 sind mit Einfihrung der Abgeltungsteuer aber grundsatzlich keine Kosten fur die
private Geldanlage mehr absetzbar. Beim privaten GmbH-Gesellschafter unterliegen die
Ausschittungen seiner GmbH unabhangig von der Héhe generell in voller Hohe der
Abgeltungsteuer. In der Einkommensteuererkléarung taucht die Gewinnausschuttung im Regelfall
nicht mehr auf. Fur die Gewinnausschuittung der GmbH kdnnen Sie als Gesellschafter jedoch die
Abgeltungsteuer "abwahlen” und einen Antrag auf Versteuerung nach dem individuellen
Einkommensteuertarif stellen. Dieses Optionsrecht steht Ihnen offen, wenn Sie

® zu mindestens 25 % an der GmbH beteiligt sind oder
® zu zwischen 1 % und 24,99 % beteiligt sind und gleichzeitig - etwa als Geschéftsfihrer - fur
die GmbH beruflich tétig sind.

In diesen Fallen bleiben von den Ausschittungen 40 % steuerfrei und 60 % der Werbungskosten
sind weiterhin abzugsfahig. Der Antrag wird Uber die Anlage KAP gestellt. Wird die Beteiligung
veraul3ert, fur die die Option zum Einkommensteuertarif ausgetbt worden ist, sind die
Voraussetzungen fur die Ausnahmeregelung letztmalig fur das Verkaufsjahr erflillt. Das hat zur
Folge, dass Sie dann keine Schuldzinsen mehr geltend machen kénnen.

Beispiel: Ein Alleingesellschafter hatte seine Anteile an einer GmbH fremdfinanziert. Bei der
Einkommensteuererklarung 2009 (bte er sein Optionsrecht aus und beantragte den Abzug der
angefallenen Schuldzinsen als Werbungskosten. Ende 2010 verduf3erte er die Beteiligung. Dabei
verblieb ein Schuldentiberhang.

Losung: Bei seiner Einkommensteuererklarung 2011 kann er keine nachtraglichen Schuldzinsen
als Werbungskosten bei den Einklinften aus Kapitalvermdgen geltend machen, weil die
Voraussetzungen fur das Wahlrecht nicht mehr erflllt sind. Denn es liegt keine Beteiligung an
einer GmbH von mindestens 1 % mehr vor. Die Option kann somit letztmalig fur den
Veranlagungszeitraum Wirkung entfalten, in dem die Beteiligung dem Gesellschafter noch als
Einkunftsquelle zuzurechnen ist. Das ist das Jahr der VeraufR3erung.
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Quelle: OFD Munster, Vfg. v. 23.08.2012 - akt. Kurzinfo ESt Nr. 07/2012
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information flr:  Kapitalanleger

zum Thema: Einkommensteuer

15. Neue Veranlagungsarten: Weniger Spielraum fur Ehepaare ab 2013

Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 wurden die Veranlagungsarten fur Eheleute von
bisher sieben auf nur noch vier mogliche Veranlagungs- und Tarifvarianten reduziert. Ubrig
geblieben sind

1. die Einzelveranlagung mit Grundtarif,

2. die Einzelveranlagung mit Verwitwetensplitting,

3. das sogenannte Witwensplitting und

4. die Zusammenveranlagung mit Ehegattensplitting.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2013 fallen namlich die getrennte und die besondere
Veranlagung weg. Ehegatten haben dann nur noch ein Wahlrecht zwischen der Einzel- und der
Zusammenveranlagung.

Hinweis: Die neue Einzelveranlagung stellt eine signifikante Anderung gegeniiber der getrennten
Veranlagung nach altem Recht dar. Denn die Einzelveranlagung in der geanderten Fassung
ermoglicht nicht mehr die steueroptimierte freie Zuordnung verschiedener Kosten. So werden
Sonderausgaben, aul3ergewdhnliche Belastungen und die Steuerermafigung fur haushaltsnahe
Dienstleistungen kinftig demjenigen Partner zugerechnet, der sie wirtschaftlich getragen, also
bezahlt hat.

Aus Vereinfachungsgriinden lasst die Neufassung bei Ubereinstimmendem Antrag der Ehegatten
aber zumindest eine Zuordnung der Aufwendungen im Verhaltnis 50:50 zu. Und in begriindeten
Einzelfallen - etwa bei heftigem Streit zwischen den Partnern - reicht dem Finanzamt bereits der
Antrag desjenigen Ehegatten, der die jeweiligen Aufwendungen getragen hat.

Als weitere Anderung mussen Eheleute beachten, dass sich die zumutbare Eigenbelastung etwa
fur Krankheitskosten bei einzeln veranlagten Ehegatten ab 2013 nach dem Gesamtbetrag der
Einkiinfte des einzelnen Ehepartners bestimmt und nicht - wie bislang gewohnt bei der
getrennten Veranlagung - nach dem Gesamtbetrag der Einkiinfte beider Ehegatten.

Quelle: OFD Frankfurt/Main, Vfg. v. 20.08.2012 - S 2262 A - 10 - St 216
Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information ftr:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

16. Beruflicher Wohnungswechsel: Hohere Pauschalen ab Januar 2013
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Das Finanzamt erkennt beruflich bedingte Umzugskosten wegen eines Wohnungswechsels ohne
nahere Nachweise bis zur Hohe von festgelegten Pauschalen an. Hohere Betrdge kénnen nur
dann geltend gemacht werden, wenn die Aufwendungen im Einzelnen nachgewiesen werden. Die
Umzugspauschalen betragen:

sonstige Umzugsauslagen ab 01.01.2012 01.03.2012 01.01.2013 01.08.2013

...fur Verheiratete 1.314 EUR 1.357 EUR 1.374 EUR 1.390 EUR
...fur Ledige 657 EUR 679 EUR 687 EUR 695 EUR

...fur weitere Personen* 289 EUR 299 EUR 303 EUR 306 EUR
Unterrichtskosten** 1.657 EUR 1.711 EUR 1.732 EUR 1.752 EUR

* beispielsweise fur Kinder und weitere Verwandte, die auch nach dem Umzug mit in der neuen
Wohnung leben

** Kosten fur den durch einen Umzug notwendigen zusatzlichen Unterricht

Die Pauschalen decken auch die Kosten fiir die neue Wohnungseinrichtung ab. Arbeitnehmer
kénnen aber auch die tatsachlich bezahlten Kaufpreise ansetzen, was aber in der Praxis zumeist
schwierig ist, weil sich berufliche und private Grunde fir die Anschaffung kaum trennen lassen.

Neben den Pauschalen ist auch noch eine Reihe von weiteren Aufwendungen absetzbar, die im
Rahmen des Umzugs entstanden sind. Das gilt beispielsweise fir die Beforderung des
Umzugsguts, fur Versicherungen gegen Transport- und Bruchschaden sowie fir den Ersatz von
verlorenem oder beschadigtem Hausrat. Zusatzlich lassen sich noch die Fahrtkosten mit 0,30
EUR je gefahrenen Kilometer sowie Ubernachtungs- und Verpflegungsaufwand mit den
Betragen fur Dienstreisen geltend machen - sogar pro Familienmitglied!

Ein Umzug ist beruflich veranlasst, wenn

® er wegen eines Arbeitsplatzwechsels erfolgt oder

® sich hierdurch eine Zeitersparnis fur die Pendelstrecke zwischen Wohnung und Arbeitsstatte
ergibt und der Beschaftigungsort von der neuen Wohnung taglich erreichbar ist (etwa
aufgrund einer schnellen ICE- oder einer giinstigen Autobahnverbindung). Der Verweis auf
eine Zeitersparnis von mindestens einer Stunde taglich (30 Minuten je Fahrt) ist immer ein
gutes Argument. Sofern diese Bedingung erfillt ist, gefahrden etwaige private Motive fur
den Umzug (gréRRere Mietwohnung wegen Familiennachwuchs, Heirat etc.) den
Werbungskostenabzug nicht mehr.

Hinweis: Auch bei privat veranlassten Umzigen kénnen Sie Steuern sparen: Die Kosten flr den
Spediteur und die Renovierung des bisherigen und des neuen Domizils lassen sich zu 20 % bis
maximal 4.000 EUR als haushaltsnahe Dienstleistungen absetzen. Renovierungsarbeiten missen
dafur im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umzug stehen.

12



Quelle: BMF-Schreiben v. 01.10.2012 - IV C 5 - S 2353/08/10007
BMF-Schreiben v. 23.02.2012 - IV C 5 - S 2353/08/10007

Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information fiir:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

17. Kinderbetreuungskosten: Betreuung darf padagogisch sinnvoll sein

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kirzlich entschieden, dass Kinderbetreuung padagogisch
sinnvoll sein darf. "Sein muss!" méchten Sie als fursorglicher Elternteil sicher ausrufen. Doch
keine Sorge, das Urteil ist lediglich der juristischen Sichtweise der Richter geschuldet, nicht
deren padagogischem Unverstandnis. Denn Anlass fir das Urteil ist eine Regelung im
Einkommensteuergesetz, wonach Eltern Kinderbetreuungskosten nur dann steuerlich abziehen
darfen (zu zwei Dritteln), wenn sie zur Betreuung des Kindes angefallen sind. Nicht begunstigt
sind hingegen Aufwendungen flr

® die Unterrichtung des Kindes (z.B. Nachbhilfe),
e die Vermittlung besonderer Fahigkeiten (z.B. Musikunterricht) sowie
e sportliche und andere Freizeitbetatigungen (z.B. Schwimmunterricht).

Die Aufgabe des BFH war es nun, die Grenze zwischen beginstigtem und nichtbegtinstigtem
Aufwand zu ziehen. Zu entscheiden war ein Fall, in dem Kinder durch deutsche Erzieherinnen
und franzdsische Sprachassistentinnen betreut wurden. Das Konzept des Kindergartens sah vor,
dass die deutschen Betreuer nur deutsch mit ihnen sprachen und die franzésischen nur
franzésisch. Die Gebuhr fur den Einsatz der franzdsischen Betreuer machte ein Vater als
Kinderbetreuungskosten in seiner Einkommensteuererklarung geltend. Das Finanzamt lehnte ab
und erklarte, die bezahlte Leistung diene der Vermittlung besonderer Fahigkeiten und werde
somit nicht gefordert.

Der BFH jedoch urteilte, dass der Begriff der Kinderbetreuung weit auszulegen ist und nicht nur
die behiitende und beaufsichtigende Betreuung des Kindes, sondern auch Elemente der Pflege
und Erziehung beinhaltet. Daher ist die padagogisch sinnvolle Gestaltung der im Kindergarten
verbrachten Zeit als Kinderbetreuung im steuerlichen Sinne anzusehen und deren Kosten
steuerlich anzuerkennen. Von einer nichtbegunstigten Unterrichtsleistung geht der BFH nur dann
aus, wenn diese in einem organisatorisch, zeitlich und raumlich verselbstandigten Rahmen
stattfindet, wahrend der behitenden Betreuung eher eine untergeordnete Bedeutung zukommt.

Hinweis: Ein solcher Fall kann beispielsweise vorliegen, wenn die Kindergartenkinder
wochentlich fiir eine halbe Stunde in einer Unterrichtseinheit mit der franzésischen Sprache in
Beritihrung gebracht werden und die Lehrperson wahrend dieser Zeit keine Betreuung tibernimmit.

Das Urteil erging zwar zu den alten Regelungen der Kinderbetreuungskosten aus 2007 und 2008,
ist jedoch auch fiir die Rechtslage seit 2012 relevant. Denn nach wie vor beglinstigt das Gesetz
nur Aufwendungen zur Betreuung des Kindes.
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Quelle: BFH, Urt. v. 19.04.2012 - lll R 29/11
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

18. Kindergeld oder -freibetrage: Bei Ginstigerprifung wird der Kindergeldanspruch
hinzugerechnet

Die Begriffe "Kindergeld" und "Kinderfreibetrage" sind Ihnen sicherlich gelaufig - doch wissen
Sie auch, was eine "Gunstigerprifung" ist? Dabei kontrolliert das Finanzamt bei lhrer
Einkommensteuerveranlagung, ob die Berlcksichtigung der sogenannten kindbedingten
Freibetrage (Kinderfreibetrag von 2.184 EUR, Freibetrag fir den Betreuungs-, Erziehungs- oder
Ausbildungsbedarf von 1.320 EUR) zu einem steuerlich giinstigeren Ergebnis fuhrt als der
Kindergeldanspruch. Fihrt der Ansatz der Freibetrédge zu einer héheren steuerlichen Entlastung,
zieht das Finanzamt diese in lhrem Einkommensteuerbescheid ab und schlagt den
Kindergeldanspruch auf die tarifliche Einkommensteuer auf.

Beispiel: Die zusammenveranlagten Eheleute Meier hatten fir ihre Tochter ganzjahrig einen
Kindergeldanspruch in Hohe von insgesamt 2.208 EUR. Das Paar erzielte ein zu versteuerndes
Einkommen von 85.000 EUR. Die Gunstigerprifung im Einkommensteuerbescheid 2011 fallt bei
ihnen wie folgt aus:

Einkommensteuer ohne Gewéahrung der Kinderfreibetrage 19.848 EUR
Einkommensteuer bei Gewahrung der Kinderfreibetrage 17.294 EUR
entlastende Wirkung der Freibetrdge somit 2.554 EUR

Die Steuerersparnis liegt Gber dem Kindergeldanspruch von 2.208 EUR. Somit zieht das
Finanzamt die Kinderfreibetrage im Einkommensteuerbescheid ab und erhéht auf der anderen
Seite die tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf Kindergeld, um eine
Doppelbeginstigung auszuschlieRen.

Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) hatten sich kirzlich Eheleute gegen die Hinzurechnung ihres
Kindergeldanspruchs von 2.926 EUR gewandt und argumentiert, dass sie fir ihre Kinder weder
Kindergeld beantragt noch bezogen hatten. Doch der BFH stellte klar, dass allein der Anspruch
auf Kindergeld entscheidend ist. Ob das Geld tatsachlich ausgezahlt wurde, ist fur die
Durchfuihrung der Ginstigerprifung vollkommen unerheblich.

Quelle: BFH, Urt. v. 13.09.2012 - V R 59/10
Fundstelle: WWW.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Einkommensteuer
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20.

Krankheitskosten: Die riickwirkende Einfiihrung eines formalisierten Nachweises ist
verfassungsgeman

Als Reaktion auf die Rechtsprechungsénderung des Bundesfinanzhofs hat der Gesetzgeber tiber
das Steuervereinfachungsgesetz 2011 fur bestimmte Arten von HeilmalRnahmen - unter anderem
fur Bade- und Heilkuren - sowie fur medizinische Hilfsmittel riickwirkend ein formalisiertes
Nachweisverfahren eingefiihrt. Um die Aufwendungen als aul3ergewdhnliche Belastungen
absetzen zu kdnnen, muss der Patient den Nachweis ihrer Zwangslaufigkeit durch ein
amtsarztliches Gutachten oder die arztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung erbringen. Dieses Attest muss bereits vor der MaRnahme ausgestellt
worden sein.

Da Finanzbeamte - als Laien auf diesem Gebiet - echte Krankheitskosten kaum fachlich
kompetent von gesundheitsférdernden Vorbeuge- oder Folgekosten trennen kénnen, muss der
Patient fur gesetzlich bestimmte Arten von HeilmalRnahmen formale Nachweise erbringen. Das
formalisierte Nachweisverfahren fir Krankheitskosten ist also verfassungsgeman.

Hinweis: Ohne die vom Fiskus geforderten Nachweise lassen sich auch nach den neuen
gesetzlichen Vorgaben keine Kosten absetzen. So akzeptiert das Finanzamt ein
Sachverstandigengutachten zur medizinischen Notwendigkeit zum Beispiel einer offenen
Badekur nicht im Nachhinein. Dieses muss vor Anritt der Kur eingeholt werden.

Quelle: FG Hamburg, Bescheid v. 27.04.2012 - 2 K 19/11
Fundstelle: www.stx-premium.de
Information far:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

Beerdigung des Exgatten: Kosten sind nicht als Sonderausgaben abziehbar

Zwar kdnnen Beerdigungskosten in besonderen Ausnahmesituationen als Sonderausgaben
qualifiziert werden, wenn sie auf einer Versorgungsverpflichtung beruhen und der Zahlende
nichts geerbt hat. Dieser Grundsatz lasst sich aber nicht auf solche Zahlungen Ubertragen, die
jemand fur die angemessene Bestattung seines verstorbenen geschiedenen Ehepartners tatigt.
Denn die sittliche Verpflichtung zur Ubernahme der Bestattungskosten als Ausdruck der
(urspruinglichen) Unterhaltspflicht fihrt nicht dazu, dass die Aufwendungen zu Sonderausgaben
werden. Allenfalls kénnen sie als aul3ergewdhnliche Belastungen Beriicksichtigung finden.

Diese Zuweisung gilt leider auch dann, wenn der Aufwand sich steuerlich nicht auswirkt, da er
die zumutbare Eigenbelastung nicht tbersteigt. Aufwendungen fir Unterhaltszahlungen an den
geschiedenen oder dauernd getrenntlebenden Ehegatten lassen sich dann bis zu 13.805 EUR im
Kalenderjahr als Sonderausgaben abziehen, wenn dies mit Zustimmung des Empféangers
beantragt wird. Dazu gehéren aber nicht die Zahlungen fir eine angemessene Bestattung des
geschiedenen Gatten.

Der Begriff der Unterhaltsleistungen unterscheidet sich namlich von dem der
Versorgungsleistungen. Damit sie als Sonderausgaben qualifiziert werden, mussen die
Aufwendungen flr Zwecke des Unterhalts gemacht worden sein: typischerweise zur Bestreitung
des regelméRigen Grundbedarfs, beispielsweise fur Erndhrung, Kleidung und Wohnung.
Leistungen, die einen besonderen und aulRergewdhnlichen Bedarf abdecken wie beispielsweise
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22.

bei Krankheit oder Pflege, kénnen dagegen lediglich als auRergewdhnliche Belastungen
abgezogen werden. Und bei den Beerdigungskosten handelt es sich eben nicht um
Mehrbelastungen, die durch den regelméaRigen Grundbedarf eines Dritten entstehen, sondern um
einen einmaligen Sonderbedarf.

Hinweis: Zu diesem Streitthema ist mittlerweile eine Revision wegen grundséatzlicher Bedeutung
der Frage anhangig. Endguiltig geklart werden soll ndmlich vom Bundesfinanzhof, ob
Beerdigungskosten, die von einem geschiedenen Ehegatten nach Zivil- und Sozialrecht zu tragen
sind, doch Unterhaltsleistungen darstellen.

Quelle: FG Niedersachsen, Urt. v. 27.06.2012 - 9 K 10295/11, Rev. (BFH: XR
26/12)
Fundstelle: Www.Stx-premium.de

Information fir: alle

zum Thema: Einkommensteuer

Einkommensteuer: Wann Pokergewinne steuerpflichtig sind

Der Erfolg beim Pokern hat wenig mit Glick zu tun - meint das Finanzgericht Kéln (FG) und
lasst einen Pokerspieler seine sechsstelligen Gewinne als gewerbliche Einkiinfte versteuern.

Umstritten war in der mindlichen Verhandlung um die Preisgelder des hauptberuflichen
Flugkapitans insbesondere die Frage, ob beim Pokern das Glick oder das Geschick Uberwiegt.
Die Finanzverwaltung verglich das Kartenspiel mit einer sportlichen Auseinandersetzung, bei der
der Teilnehmer mit den besten analytischen und psychologischen Fahigkeiten gewinnt.
Demgegeniiber argumentierte der Flugkapitan, sein Hobby sei ein Gliicksspiel und der Gewinn
deshalb - wie bei Lotterien oder Rennwetten - steuerfrei. Mal verliere und mal gewinne man, da
man schlieBlich nicht beeinflussen kénne, welche Karten man bekomme.

Doch kommt es laut FG bei der Beurteilung der Steuerpflicht gar nicht darauf an, ob der Erfolg
eines Durchschnittsspielers oder eines einzelnen Blattes auf Zufall beruht. MaRgebend ist
vielmehr, ob der Spieler durch sein individuelles Kénnen Gber Jahre hinweg mit guten
Erfolgsaussichten an renommierten Pokerturnieren teilnehmen und wiederholt hohe Gewinne
erzielen kann. Deshalb unterliegen seine Gewinne der Einkommensteuer. Gegen das Urteil hat
das FG allerdings die Revision beim Bundesfinanzhof zugelassen.

Quelle: FG KolIn, Urt. v. 31.10.2012 - 12 K 1136/11, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.fg-koeln.nrw.de
Information fur:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

Pensionszusagen: Alters- und Invaliditatsrente nicht in einen Topf werfen!

Eines der Hauptstandbeine der Altersvorsorge beim Gesellschafter-Geschéftsfuhrer einer
mittelstandischen GmbH bildet seine Pension, die er im Ruhestand von der GmbH ausgezahlt
bekommt. Grundlage fiir diese Zahlungen ist eine Pensionszusage, die der Geschéftsfiihrer in der
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Regel nach Ablauf einer Bewahrungszeit von der GmbH erhalten kann.

Die GmbH bildet sodann in den folgenden Jahren und Jahrzenten fur die anstehenden
Pensionszahlungen Riickstellungen in ihrer Bilanz. Die Zahlungen selbst sind in der Regel Uber
den Abschluss einer entsprechenden Rickdeckungsversicherung finanziert. Gegenstand der
Pensionszusage ist - &hnlich der gesetzlichen Rentenversicherung - nicht nur eine spétere Alters-,
sondern zumeist auch eine Invaliditatsrente.

Fur die Anerkennung der Pensionsrlickstellungen geht das Finanzamt nach der sogenannten
75-%-Regel vor. Das bedeutet: Die Anwartschaft aus der Pension darf zusammen mit etwaigen
Anspriuchen aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht mehr als 75 % der jeweiligen
Aktivbezlge (laufendes Gehalt und Gratifikationen, Tantiemen etc.) betragen.

In einem aktuell entschiedenen Fall erlitt ein Gesellschafter-Geschaftsfuhrer wenige Jahre nach
Erhalt einer Pensionszusage einen schweren Unfall, aufgrund dessen er querschnittsgelahmt war.
Neben seinen aktiven Gehaltszahlungen erhielt er eine Berufsunfahigkeitsrente. Auch die
Pensionsriickstellung wurde weiter aufgestockt, worin das Finanzamt der Hohe nach einen
Verstol? gegen die 75-%-Grenze sehen wollte.

Das hdchste deutsche Finanzgericht belehrte das Finanzamt eines Besseren, denn dieses habe bei
seiner Prufung Ubersehen, dass die Pensionszusage in Alters- und Invaliditatsrente aufzuteilen
sei. Somit kam es nicht zu einer verdeckten Gewinnausschuittung.

Quelle: BFH, Beschl. v. 04.04.2012 - | B 96/11
Fundstelle: Www.Sstx-premium.de
Information fiir:  GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Kdrperschaftsteuer

. Aussetzung der Vollziehung: Auf das "berechtigte Interesse" kommt es an!

Nach dem sogenannten Trennungsprinzip ist die steuerliche Sphare einer Kapitalgesellschaft
strikt von derjenigen ihrer Anteilseigner zu trennen. Anders ausgedriickt: Es handelt sich um
zwei voneinander unabhangige Rechtspersonen. Dieses Prinzip spiegelt sich auch in der
sogenannten Mantelkaufregelung wider. Hiermit sollen Missbrauchsfalle verhindert werden, in
denen eine naturliche Person beispielsweise eine "leere" GmbH-Huille (ohne Geschéftsbetrieb)
kaufen kann, Verlustvortradge hat und diese mit eigenem Geschétft flillen kann, um so Steuern zu
sparen. Gerade dies ist jedoch nach dem Kdorperschaftsteuergesetz ausgeschlossen.

Auch die Gegner der Vorschrift berufen sich auf das Trennungsprinzip. Denn nach ihrer Ansicht
hat die Gesellschaftsebene mit derjenigen der Anteilseigner nichts zu tun, da der Verkauf von
GmbH-Anteilen auf der Ebene der Anteilseigner stattfindet.

Offensichtlich hat das Finanzgericht Hamburg hierauf auch keine Antwort und bittet den
Bundesfinanzhof und das Bundesverfassungsgericht um die Klarung der Frage, ob die
Mantelkaufregelung verfassungskonform ist. Betroffene GmbH-Geschaftsfiihrer kdnnen unter
Berufung auf die vorgenannten Verfahren gegen entsprechende Korperschaftsteuerbescheide
Einspruch einlegen. Die Einspriche ruhen dann so lange, bis tber die beiden Verfahren
entschieden worden ist.
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24,

Wer Einspruch einlegt, kann grundsatzlich auch Aussetzung der Vollziehung beantragen. Das
bedeutet, er kann auf Antrag vorlaufig - also bis zur Entscheidung tber den Einspruch - von der
strittigen Steuerzahlung befreit werden. Das Finanzministerium Schleswig-Holstein macht die
Aussetzung der Vollziehung fur den Fall des Mantelkaufs allerdings davon abhangig, ob die
GmbH ein - so wortlich - berechtigtes Interesse daran an. Das ist dann der Fall, wenn die
Steuernachzahlung existenzbedrohlich im Sinne einer mdglichen Insolvenz wére.

Hinweis: Ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung sollte grundsétzlich griindlich Gberdacht
werden, denn wenn man im Einspruchsverfahren verliert, muss der strittige Betrag mit 6 %
nachverzinst werden.

Quelle: FinMin Schleswig-Holstein, Erlass v. 28.06.2012 - VI 3011 - S 2745 - 075
FG Hamburg, Beschl. v. 04.04.2011 - 2 K 33/10, Normenkontrolle
(BVerfG: 2 BvL 6/11)
BFH, Beschl. v. 28.10.2011 - | R 31/11

Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information fur:  GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Kdrperschaftsteuer

Bundesregierung: Zinsschranke kommt 2013 auf den Prufstand

Seit es Kapitalgesellschaften gibt, gibt es auch Versuche, diese steuerlich zu manipulieren. Fir
den Fiskus besonders argerlich sind Falle der sogenannten Gewinnabsaugung. Davon spricht
man, wenn beispielsweise stark Uberhdhte Gehalter an Gesellschafter-Geschaftsfluhrer gezahit
werden oder wenn ein Gesellschafter fur ein Darlehen, das er "seiner" GmbH gewahrt, zu hohe
Zinsen erhalt. Oft bringt man solche Gestaltungskonstrukte auch noch in den Zusammenhang mit
niedrig besteuernden Landern. Dann wird in Deutschland nicht nur eine hohe Steuerentlastung
durch den Betriebsausgabenabzug erreicht, sondern zusatzlich noch eine niedrige Besteuerung
von Zinsertragen im Ausland.

Natdrlich versucht der Gesetzgeber solche Steuerkonstruktionen zu unterbinden. Als Werkzeug
kann er beispielsweise Uiber die Rechtsinstrumente der verdeckten Gewinnausschittung oder der
Zinsschranke verfligen. Die Zinsschranke gibt es in ihrer aktuellen Form erst seit 2008 und sie
wird seither heftig kritisiert. Denn sie beschrankt den Betriebsausgabenabzug fir Zinsen
unabhangig davon, ob es sich um Ubliche Zinsen handelt oder nicht. Vielmehr wird einfach
festgeschrieben, bis zu welcher Héhe Zinsen abzugsfahig sind. Danach sind Zinsen zunachst nur
bis zur Hohe der Zinsertrage eines Unternehmens abzugsfahig, dariiber hinaus nur bis zu 30 %
des Gewinns vor Zinsen, Steuern, Abschreibungen (EBITDA). Die Zinsabzugsbeschrankung
greift nicht, wenn der negative Zinssaldo weniger als 3 Mio. EUR betragt.

Aufgrund einer Anfrage einiger Bundestagsabgeordneter sollen die Zinsschranke und
insbesondere ihre VerhaltnismaRigkeit Uberprift werden. Die Bundesregierung weist darauf hin,
dass dies frihestens 2013 mdglich sein wird. Bis dahin wird die Zinsschranke wohl erhalten
bleiben.
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25.

26.

Quelle: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten
Dr. Thomas Gambke, Britta Hal3elmann, Lisa Paus, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN v.
18.07.2012

Fundstelle: BT-Drucks. 17/10354
Information fir: GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Kdrperschaftsteuer

Europarecht: Steuerfreie Dividenden im Visier

Nach dem Kdorperschaftsteuergesetz sind Dividenden, die an (andere) Kapitalgesellschaften
gezahlt werden, bei diesen grundsatzlich steuerfrei. Im Umkehrschluss dirfen auch
Betriebsausgaben, die mit steuerfreien Einnahmen zusammenhangen, folgerichtig nicht
abgezogen werden. Gerade bei auslandischen Beteiligungen ist es jedoch oftmals schwierig zu
bestimmen, wie hoch die Betriebsausgaben sind, die mit steuerfreien Einnahmen im
Zusammenhang stehen.

Aus Vereinfachungsgriinden wurde eine Regelung geschaffen, nach der fiktive Betriebsausgaben
unterstellt werden - und zwar in Héhe von 5 % der Einnahmen. Per saldo sind Dividenden damit
zu 95 % steuerfrei. Mit dieser Regelung erklarte sich eine deutsche Kapitalgesellschaft jedoch
nicht einverstanden und klagte hiergegen vor dem Kolner Finanzgericht.

Nach Auffassung der Richter versto3t diese pauschale Regelung gegen die Niederlassungs- und
Kapitalverkehrsfreiheit - jedenfalls fur den Fall, dass die Anteilseignerin maf3geblich an der
ausschittenden Gesellschaft beteiligt ist. Im Streitfall umfasste die Beteiligung einen Anteil von
33,5 %.

Hinweis: Im Mit Wirkung zum 01.01.2000 wurde das sogenannte HalbeinklUnfteverfahren
eingefuhrt. Auch hiernach gelten 5 % als nichtabzugsfahige Betriebsausgaben. Diese Regelung
ist allerdings verfassungskonform.

Quelle: FG Kdln, Urt. v. 22.11.2011 - 13 K 2853/07, Rev. (BFH: I R 7/12)
Fundstelle: Www.Stx-premium.de
Information fir:  GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Kdrperschaftsteuer

Neue Vordrucke fur 2013: Umsatzsteuer-Voranmeldung und Dauerfristverlangerung

Die Vordrucke fir die monatliche bzw. vierteljahrliche Umsatzsteuer-Voranmeldung und den
Antrag auf Dauerfristverlangerung werden zum Jahresbeginn 2013 geéndert. Wie das
Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilt, wurden die Formulare dabei mit dem Vordruckmuster
fur die Lohnsteuer-Anmeldung abgestimmt, um die einzelnen Vordrucke zu vereinheitlichen.
Inhaltliche Anderungen gegeniiber den Vordrucken aus dem Jahr 2012 gibt es jedoch nicht.
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27.

Hinweis: Das BMF weist noch einmal darauf hin, dass die Umsatzsteuer-Voranmeldung und der
Antrag auf Dauerfristverlangerung ab dem 01.01.2013 elektronisch und im authentifizierten
Verfahren zu Gibermitteln sind. Die Dauerfristverlangerung ermdglicht es, die monatlichen bzw.
vierteljahrlichen Voranmeldungen einen Monat spater abzugeben.

Quelle: BMF-Schreiben v. 30.10.2012 - IV D 3 - S 7344/12/10002
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

GeschéftsveraufRerung im Ganzen: Geschaftsgrundstiick muss nur unbefristet vermietet
werden

Bei einer sogenannten Geschaftsveraul3erung im Ganzen bleiben die Umséatze unversteuert. Eine
solche GeschaftsveraulRerung liegt vor, wenn ein Unternehmen oder ein Betrieb, der in der
Gliederung eines Unternehmens gesondert gefuhrt wurde, im Ganzen Ubereignet oder in eine
Gesellschaft eingebracht wird. Der erwerbende Unternehmer tritt dann an die Stelle des
Verdul3erers.

Beispiel: Der Einzelkaufmann E lbertragt sein Sportgeschéft einschliellich des Inventars auf B.
Die Ubertragung umfasst auch das Grundstiick, auf dem sich das Ladenlokal befindet. B
beabsichtigt, das Geschaft fortzuflihren, wahrend E seine Tatigkeit als Einzelhandler beendet. Es
wird ein Kaufpreis von 800.000 EUR vereinbart.

Eigentlich misste E eine Rechnung mit gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer ausstellen, in der
er die einzelnen Gegenstande des Inventars auffihrt. Bei der VerdauRerung liegen aber die
Voraussetzungen einer Geschéaftsverauferung im Ganzen vor, da es sich um das gesamte
Unternehmen des E handelt. Daher muss er keine Umsatzsteuer ausweisen.

Doch gilt das auch fiur den Fall, dass das bisherige Geschaftsgrundstiick nicht mit Gbertragen
wird? Wie das Bundesfinanzministerium nun ausgefihrt hat, ist die Vereinfachungsregelung

auch dann anzuwenden, wenn das Geschéftsgrundstiick zwar nicht Ubertragen, aber unbefristet an
den Erwerber des Unternehmens vermietet wird.

Hinweis: Bei einer Vermietung des Geschaftsgrundstiicks ging die Finanzverwaltung auch
bislang schon von einer Geschéaftsverauf3erung aus. Allerdings musste ein auf mindestens acht
Jahre befristeter Mietvertrag vorliegen. Neu ist, dass auch ein unbefristeter Mietvertrag mit einer
ublichen Kindigungsfrist ausreicht.

Quelle: BMF-Schreiben v. 24.10.2012 - IV D 2 - S 7100-b/11/10002
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer
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28. Vorsteuervergutungsantrag: Formelle Anforderungen miissen eingehalten werden

29.

Der Bundesfinanzhof (BFH) bleibt hart, was die Voraussetzungen eines
Vorsteuervergitungsantrags angeht. Dieses Verfahren dient dazu, Unternehmern ohne Sitz in
Deutschland die Vorsteuer zu erstatten, die sie fur die in Deutschland empfangenen Leistungen
gezahlt haben. Es handelt sich um ein formelles Verfahren, fiir das eine Ausschlussfrist von sechs
Monaten vorgesehen ist.

Kurzlich hat der BFH entschieden, dass die formellen Voraussetzungen eines Vergutungsantrags
zwingend einzuhalten sind. Geklagt hatte ein schweizerisches Unternehmen, das einen
Vorsteuervergutungsantrag beim Bundeszentralamt fir Steuern (BZSt) abgegeben hatte. Den
Vergitungsantrag hatte es zwar fristgerecht eingereicht. Allerdings fehlten Unterlagen und der
Antrag war nicht vollstdndig ausgefullt. Der Bitte des BZSt, die Unterlagen nachzureichen und
den Antrag zu erganzen, kam das Unternehmen erst nach Ablauf der Sechsmonatsfrist nach. Da
der ordnungsgemalie Antrag damit erst nach Ablauf der gesetzlichen Frist vorlag, hat der BFH
die Vorsteuervergitung nicht mehr zugelassen.

Hinweis: Vergutungsantrage fur Vorsteuern, die Sie in anderen Mitgliedstaaten der EU bezahlt
haben, sollten Sie ebenfalls beim BZSt stellen. Dieses leitet den Antrag an den zustandigen
Mitgliedstaat weiter. Fur Unternehmer innerhalb der EU gilt eine neunmonatige Ausschlussfrist.

Quelle: BFH, Beschl. v. 24.07.2012 - V B 76/11
Fundstelle: www.stx-premium.de
Information fir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Kassenbuch: Mangel kénnen zur Schatzung des Gewinns flhren

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass das Finanzamt den Gewinn einer Kantine durch
Schéatzung erhdhen darf, wenn die Buchfihrung mangelhatft ist. Einer formell ordnungsgemaien
Buchfuhrung muss die Finanzverwaltung folgen und sie der Besteuerung des Betriebs zugrunde
legen. Liegen jedoch Mangel vor, kann sie die Buchfiihrung verwerfen und den Gewinn
schatzen.

Damit die Buicher ordnungsgemal sind, missen die nach den Steuergesetzen erforderlichen
Aufzeichnungen vollstandig, richtig, zeitgerecht und geordnet sein. Besonders die
Kasseneinnahmen und -ausgaben sind taglich festzuhalten, denn das Kassenbuch ist wesentlicher
Bestandteil der Buchfuihrung. Dies gilt umso mehr bei Unternehmern, die vorwiegend

Bargeschéfte tatigen - wie beispielsweise in der Gastronomie. Deshalb kdnnen Mangel in der
Kassenfiihrung die OrdnungsmaRigkeit der gesamten Buchfiihrung bedrohen.

Hinweis: Die Entscheidung zeigt wieder einmal, dass die Kassenfuhrung die Achillesferse jedes

Betriebs darstellt. Daher sollten Sie in diesem Bereich die Aufzeichnungen besonders sorgfaltig
fuhren.
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30.

31.

Quelle: BFH, Urt. v. 14.12.2011 - XI R 5/10
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information flr:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Lebensmittelspenden: Umsatzsteuerfrei an die Tafeln spenden

Bereits in der Dezember-Ausgabe hatten wir Sie kurz darauf hingewiesen, dass sich Bund und
Lander im sogenannten Brotchenstreit endlich auf eine Ausnahmeregelung geeinigt haben. Nun
erfahren Sie mehr zum Hintergrund der Streitigkeiten: Im Prinzip muss jeder Unternehmer die
Ware, die er seinem Unternehmen entnimmt, versteuern. Dies gilt fir die Umsatzsteuer, soweit er
beim Einkauf der Ware einen Vorsteuerabzug geltend gemacht hat.

Beispiel: Ein Ladenbesitzer kauft Nahrungsmittel fir seinen Einzelhandel ein. Aus dem Einkauf
macht er - wie es blich ist - den Vorsteuerabzug geltend. Entnimmt er diese Nahrungsmittel fur
eine private Party, muss er sie als sogenannte unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer
unterwerfen. Der Einzelhandler muss die Ware wieder mit dem Einkaufspreis besteuern. Das
dient dazu, den Vorsteuerabzug, den er vorher hatte, wieder zu korrigieren und seinen privaten
Verbrauch zu versteuern.

Dieses Prinzip gilt nicht nur dann, wenn ein Unternehmer Waren fir sich selbst entnimmt,
sondern auch dann, wenn er sie an Dritte verschenkt. Daher misste eigentlich auch bei der
kostenlosen Abgabe von Lebensmitteln kurz vor Ablauf des Mindesthaltbarkeitsdatums oder der
Verkaufsfahigkeit als Frischware an die Tafeln Umsatzsteuer gezahlt werden.

Nach Auffassung des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen stellt diese Pflicht zur
Umsatzbesteuerung jedoch eine unbillige Harte dar - besonders mit Blick auf die Tatsache, dass
die Vernichtung der Lebensmittel keine Umsatzsteuer ausldst. Deshalb unterliegen
Lebensmittelspenden an die Tafeln nicht mehr der Umsatzbesteuerung. Sonst wirden Handler
durch ihre Spende an eine karitative Einrichtung mit Steuern belastet, wéhrend die Vernichtung
der Lebensmittel keine steuerlichen Nachteile mit sich brachte.

Hinweis: Die Regelung gilt nur, wenn die Tafeln keine Zuwendungsbestatigungen fir die
Spenden ausstellen. Dann kdnnen die Lebensmittelhédndler ihre Spenden allerdings auch nicht
mehr als Sonderausgaben bei der Einkommensteuer absetzen.

Quelle: StMF Sachsen, Pressemitteilung v. 10.10.2012
Fundstelle: www.medienservice.sachsen.de
Information fir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Sonderregelung: Margenbesteuerung auf dem Prifstand

Der Bundesfinanzhof setzt ein Verfahren Uber die Besteuerung von Reiseleistungen bis zu einer
Entscheidung des Européaischen Gerichtshofs (EuGH) einstweilen aus. Es geht konkret darum, ob
eine Sonderregelung fur die Umsatzbesteuerung auch anzuwenden ist, wenn eine Reiseleistung
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nicht direkt an den Reisenden erbracht wird.

Fir Reiseleistungen kann die sogenannte Margenbesteuerung greifen. Danach missen
Reiseleistungen, die ein Unternehmer an einen privaten Endabnehmer erbringt, nicht voll der
Umsatzsteuer unterworfen werden. Es wird lediglich die Differenz zwischen dem Einkaufspreis
und dem Verkaufspreis der Reiseleistung besteuert (Marge).

Beispiel: Ein Reiseburo kauft bei einem Hotelier Zimmerkapazitaten einschlief3lich Verpflegung
ein. Den Endverbrauchern bietet es die Zimmer mit Halbpension fur 150 EUR an. Der
Einkaufspreis betragt 100 EUR. Der Umsatzsteuer unterliegt lediglich die Differenz von 50
EUR.

Nach der derzeitigen Rechtslage in Deutschland darf die Margenbesteuerung nur angewendet
werden, wenn die Leistung unmittelbar dem privaten Endabnehmer zugute kommt. Beim EuGH
ist allerdings die Frage anhéngig, ob diese Einschrankung zulédssig oder die Margenbesteuerung
auch bei Geschéaften zwischen zwei Unternehmen anwendbar ist.

Hinweis: Die Margenbesteuerung gilt nur, wenn die Reiseleistungen als sogenannte
Reisevorleistungen eingekauft werden (wie im Beispiel). Daher kann etwa ein Busunternehmer
die Margenbesteuerung nicht anwenden, wenn er mit eigenen Bussen Reisende befordert.

Quelle: BFH, Beschl. v. 19.07.2012 - V R 25/11
Fundstelle: Www.stx-premium.de
Information fir:  Unternehmer

zum Thema; Umsatzsteuer

. Erben im Ausland: Gilt der Antrag auf unbeschrankte Steuerpflicht weltweit?

2010 hatte der Européische Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass eine Regelung im deutschen
Erbschaftsteuergesetz gegen die Kapitalverkehrsfreiheit verstoRt, weil sie den Ubergang eines
inlandischen Grundstlcks auf eine Person, die in einem anderen EU-Staat lebt, ungtinstiger
behandelt als denselben Ubergang zwischen zwei Inlandern. Dieses Ungleichgewicht wurde 2011
mit dem Beitreibungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz behoben.

Seither haben beschréankt steuerpflichtige Erben und Beschenkte aus einem anderen EU- oder
EWR-Staat ein neues Antragsrecht: Sie konnen den Vermdgensanfall behandeln lassen, als waren
sie unbeschrankt steuerpflichtig, und dadurch deutlich hohere Freibetrage - je nach
Verwandtschaftsgrad zwischen 20.000 EUR und 500.000 EUR - in Anspruch nehmen. Generell

ist das mdglich, wenn die Erbschaft oder Schenkung seit 2012 erfolgt ist oder bei alteren
Grundstuckstibergdngen, wenn der Steuerbescheid noch nicht bestandskréftig ist. Und Letzteres
gilt sogar fur ganz alte Zuwendungen aus der Zeit vor der Erbschaftsteuerreform 2009, als der
Freibetrag bei beschrankter Erbschaftsteuerpflicht noch 1.100 EUR betrug.

Hinweis: Mit einem neuen Vorlagebeschluss hat sich das Finanzgericht Diisseldorf nun wieder an
den EuGH gewandt. Dabei geht es um den Fall eines Schweizer Erben, bei dem nur ein
Teilvermdgen - ein Grundstiick im Inland - unter Beriicksichtigung eines Freibetrags von 2.000
EUR besteuert wurde, da die Schweiz kein EU-Staat ist und die Neuregelung nicht far

Drittlander gilt. Ob VerstoRe gegen die Kapitalverkehrsfreiheit weltweit beseitigt werden

mussen, wird der EuGH zu entscheiden haben. Ahnelt Ihr Fall dem hier beschriebenen, kénnen
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Sie ihn also zunachst einmal offenhalten.

Quelle: OFD Rheinland und Miinster, Kurzinfo Sonstige Besitz- und
Verkehrsteuern 4/2012 v. 01.10.2012
FG Dusseldorf, Beschl. v. 02.04.2012 - 4 K 689/12 Erb, (Az. beim EuGH:
Rs. C-181/12)

Fundstelle: DB 43/12, www.stx-premium.de
Information fir:  alle

zum Thema: Erbschaft-/Schenkungsteuer

33. Vorlagebeschluss: Ist die Erbschaftsteuer verfassungswidrig?

Das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz dhnelt einer Autobahnbaustelle: Die Arbeiten ziehen
sich ewig hin, standig tun sich neue Lécher auf und an immer neuen Stellen muss nachgebessert
werden. Den Gerichten kommt dabei die Rolle der Bauaufseher zu, die die neuen Mangel
aufdecken.

Schon im Jahr 2006 hatte das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden, dass das
Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz gegen die Verfassung verstdf3t und tUberarbeitet werden
muss. Daraufhin schuf der Gesetzgeber mit dem Erbschaftsteuerreformgesetz eine neue
Rechtslage, die zum 01.01.2009 in Kraft trat.

Nun auf3ert der Bundesfinanzhof (BFH) verfassungsrechtliche Zweifel an dieser neuen
Rechtslage. Im Zentrum der Kritik stehen dabei die steuerlichen Vergtinstigungen flr
Betriebsvermégen, Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und Anteile an Kapitalgesellschaften.
Diese sind namlich teilweise oder vollstandig von der Erbschaft- und Schenkungsteuer
freigestellt.

Der BFH ist der Auffassung, dass diese Privilegien zu groR3ziigig bemessen sind. Es dirfe nicht
unterstellt werden, dass die Erbschaftsteuer per se die Fortfiihrung eines Betriebs gefahrde und
dass betriebliches Vermogen deshalb grof3ziigig von der Besteuerung auszunehmen sei. Es sei
ungerechtfertigt, Betriebsvermégen ohne Ruicksicht auf den Wert des Erwerbs und die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des Erwerbers steuerfrei zu stellen. Das heil3t im Klartext: Wer
sich die Erbschaftsteuer leisten kann, sollte nicht vom Steuerzugriff verschont bleiben.

Weiterer Kritikpunkt des BFH: Im geltenden Recht ist es relativ einfach, die Steuer durch
rechtliche Gestaltungen zu umgehen. So kann Vermdgen aus dem privaten Bereich leicht in
steuerbegunstigtes Betriebsvermdgen umgewandelt werden. Alles in allem liege eine
verfassungswidrige Fehlbesteuerung vor, die solche Personen benachteilige, denen die
Steuerverginstigungen nicht zuteil wirden.

Hinweis: Deshalb hat der BFH das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz nun dem BVerfG zur
Prifung vorgelegt. Die Verfassungsrichter missen prifen, ob verfassungsrechtliche Verstof3e
bestehen. Das Ergebnis bleibt mit Spannung abzuwarten.
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Quelle: BFH, Beschl. v. 27.09.2012 - Il R 9/11
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Erbschaft-/Schenkungsteuer

34. Beginn der Gewerbesteuerpflicht: Wann vorweggenommene Betriebsausgaben nicht
abziehbar sind

In den Ohren eines Steuerzahlers mag der "Beginn der Steuerpflicht" eher negative Assoziationen
auslosen. Dass auch Vorteile damit verknipft sein kdnnen, zeigt sich bei der Gewerbesteuer: Fur
Gewerbebetriebe ist es haufig sogar erstrebenswert, méglichst schnell unter den "Mantel der
Steuerpflicht" zu schltipfen, damit sie ihre vorweggenommenen Betriebsausgaben
gewerbesteuerlich absetzen kénnen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich vor kurzem sehr eingehend mit dem Beginn der sachlichen
Gewerbesteuerpflicht beschaftigt und im Ergebnis einem Tischlerbetrieb (GmbH & Co. KG) die
Anlaufkosten gewerbesteuerlich aberkannt. Dabei hat er die standige BFH-Rechtsprechung
aufgegriffen, nach der gilt:

® Die Gewerbesteuerpflicht beginnt bei Einzelgewerbetreibenden und Personengesellschaften
(unabhéngig von der Rechtsform ihrer Gesellschafter) mit Beginn der "werbenden”
Tatigkeit. MaRgebend ist also, wann sich das Unternehmen mit eigenen gewerblichen
Leistungen am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr beteiligen kann.

o Aufwendungen fir bloRe Vorbereitungshandlungen (z.B. Kosten fiir die Anmietung eines
Geschéftslokals oder den Ankauf von Betriebsgrundlagen) sind gewerbesteuerlich
unbeachtlich.

Hinweis: Im Einkommensteuerrecht lassen sich vorweggenommene Ausgaben abziehen, so dass
der gewerbesteuerliche Gewerbeertrag und der einkommensteuerpflichtige Gewinn in der
Grundungsphase durchaus auseinanderfallen kbnnen.

Im Urteilsfall hatte der Tischlerbetrieb bereits im Jahr 2003 erhebliche Anlaufkosten getragen,
sein Geschéftslokal aber erst im Februar 2004 erdffnet. Da der BFH die Anlaufkosten aus 2003
nicht als vortragsfahigen Gewerbeverlust anerkannte, konnten diese auch nicht mit spateren
Gewinnen verrechnet werden.

Hinweis: Kapitalgesellschaften nehmen eine Sonderstellung ein: Sie sind stets mit Eintragung ins
Handelsregister gewerbesteuerpflichtig (kraft Rechtsform). Somit kénnen sie auch die Kosten aus
Vorbereitungshandlungen gewerbesteuerlich abziehen, sofern diese denn nach der Eintragung ins
Handelsregister entstehen. Ob eine "werbende" Tatigkeit vorliegt, ist bei ihnen unerheblich.

Quelle: BFH, Urt. v. 30.08.2012 - IV R 54/10
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information flr:  Unternehmer

zum Thema: Gewerbesteuer
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35. Gesetzliche Nachbesserungen: Bestandskraftige Steuerbescheide werden nicht mehr
geandert

Immer haufiger "kassiert" das Bundesverfassungsgericht Gesetze ein, weil diese
verfassungswidrig sind. In jingster Zeit war das beispielsweise der Fall bei

e Kirzungen beim hauslichen Arbeitszimmer und der Entfernungspauschale,

e der verlangerten Spekulationsfrist bei Immobilienverkaufen oder

® der Benachteiligung gleichgeschlechtlicher Lebenspartner gegentiber Ehegatten bei der
Erbschaftsteuer.

Werden daraufhin die Gesetze neu gefasst und die fiir Steuerzahler ungiinstigen Regelungen
insoweit wieder zurtickgenommen, ergibt sich aus der Neuregelung jedoch kein Anspruch auf
Anderung von Bescheiden, die bereits bestandskraftig veranlagt sind. Denn solche
Neuregelungen gelten nur fur offene Falle und werden dort im Nachhinein bertcksichtigt.
Wahrend das fir anstehende Steuererklarungen in der Zukunft unproblematisch ist, hangt die
Steuerrtickzahlung fir die alten Jahre davon ab, ob der Fall noch offen ist. Das kann in folgenden
Konstellationen der Fall sein:

1. Es wurde bisher noch keine Erklarung fur das entsprechende Jahr abgegeben.

2. Bislang ist noch kein Steuerbescheid ergangen, weil das Finanzamt die eingereichten
Formulare noch nicht bearbeitet hat.

3. Die Bescheide wurden hinsichtlich des entschiedenen Streitpunkts vom Finanzamt vorlaufig
nach 8§ 165 AO festgesetzt.

4. Der gesamte Bescheid steht noch unter dem Vorbehalt der Nachprifung nach § 164 AO -
beispielsweise bei vielen Unternehmern, Gesellschaften oder Freiberuflern.

5. Gegen den Steuerbescheid war ein Einspruch oder ein anderer au3ergerichtlicher oder
gerichtlicher Rechtsbehelf eingelegt worden, Gber den noch nicht unanfechtbar entschieden
worden ist.

Hinweis: Im Fall einer nachtraglichen Gesetzesanderung kommt weder eine Anderung wegen
neuer Tatsachen nach § 173 AO in Betracht, noch stellt diese ein sogenanntes riickwirkendes
Ereignis nach § 175 AO dar.

Quelle: FG Baden-Wiurttemberg, Urt. v. 25.05.2012 - 3 K 149/12
Fundstelle: WWW.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

36. Verfassungsbeschwerde: Gericht darf nicht jahrelang untatig sein

Die Muhlen der Justiz mahlen langsam - zu langsam, wie jetzt auch das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in einem Fall bestatigte, in dem sich ein
Sozialgerichtsprozess uber zweieinhalb Jahre erstreckte. Die Verfassungsrichter machten fur
diesen - inzwischen abgeschlossenen - Fall unmissverstandlich klar, dass die Untétigkeit eines
Gerichts Uber einen Zeitraum von 30 Monaten unangemessen und grundgesetzwidrig ist.
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37.

Denn um fur die Burger einen wirksamen Rechtsschutz zu gewahrleisten, muss ein Verfahren
innerhalb angemessener Zeit abgeschlossen werden kdnnen. Allerdings macht das Grundgesetz
dazu keine eindeutigen Zeitvorgaben, denn insbesondere

® die Schwierigkeit der zu entscheidenden Materie,

® die Ermittlungen,

e die Bedeutung des Verfahrens sowie

® das Verhalten der Prozessbeteiligten

konnen die Dauer eines Gerichtsverfahrens maf3geblich beeinflussen. Jedenfalls gentigt ein
Abwarten von 30 Monaten den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht.

Dennoch haben die Verfassungsrichter die Verfassungsbeschwerde gegen die Giberlange
Verfahrensdauer in diesem Fall nicht zur Entscheidung angenommen, da das
Sozialgerichtsverfahren inzwischen abgeschlossen ist und kein Rechtsschutzbedirfnis mehr dafir
besteht, eine Gberlange Verfahrensdauer feststellen zu lassen.

Hinweis: Seit Dezember 2011 ist das Gesetz Uber den Rechtsschutz bei Giberlangen
Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren in Kraft. Dadurch stehen jetzt
Rechtsbehelfe gegen tberlange Verfahren zur Verfiigung. Aus diesem Grund schlief3t auch das
BVerfG eine Wiederholungsgefahr aus.

Quelle: BVerfG, Urt. v. 13.08.2012 - 1 BvR 1098/11
Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information ftr:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

Mundliche Verhandlung: Wer unentschuldigt fehlt, muss nicht immer zahlen

Haben Sie schon einmal einen Finanzgerichtsprozess gegen lhr Finanzamt gefiihrt? Dann wissen
Sie vielleicht, dass das Gericht lhr perstnliches Erscheinen anordnen darf. Bleiben Sie dem
Gerichtstermin trotzdem fern, kann das Gericht ein Ordnungsgeld gegen Sie festsetzen.

Nach einem aktuellen Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) droht diese teure Konsequenz
allerdings nur dann, wenn Ihr unentschuldigtes Fehlen das Verfahren verzégert. Salopp gesagt:
War es fur den Prozessverlauf letztlich egal, ob Sie zum Gerichtstermin erschienen sind oder
nicht, darf das Finanzgericht (FG) Sie spéater nicht mit einem Ordnungsgeld sanktionieren.

Der BFH erklart seine Entscheidung damit, dass das Ordnungsgeld unter anderem dazu dient, das
Verfahren zu beschleunigen. Aus dieser gesetzlichen Zielrichtung lasst sich ableiten, dass die
Festsetzung eines Ordnungsgeldes eine tatsachlich eingetretene Verfahrensverzégerung
voraussetzt.

Hinweis: Da Sie als Prozessbeteiligter nicht im Vorhinein wissen kénnen, ob sich lhre
personliche Anwesenheit vor Gericht mdglicherweise als entbehrlich herausstellt, sollten Sie
auch nicht darauf spekulieren, dass das FG spater doch kein Ordnungsgeld festsetzt.
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Quelle: BFH, Beschl. v. 17.09.2012 - V B 77/12
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

38. Verspatungszuschlag: Auch bei Krankheit drohen Sanktionen

39.

Reichen Sie Ihre Steuererklarung nicht (rechtzeitig) beim Finanzamt ein und versdumen dann

auch noch, eine Verlangerung der Abgabe zu beantragen, missen Sie mit einem
Verspatungszuschlag rechnen. Dieser ergeht zusammen mit dem Steuerbescheid. Der Zuschlag
darf maximal 10 % der festgesetzten Steuer und bis zu 25.000 EUR betragen. Eine gesetzliche
Ausnahme besteht nur dann, wenn Ihr Versaumnis entschuldbar erscheint. Allerdings missen Sie
sich das Verschulden eines Vertreters (so auch Ihres Steuerberaters) als eigenen Fehler anrechnen
lassen.

Reichen Sie lhre Steuererklarung erst mit zehnwdchiger Verspatung ein, kann das an dem
Umstand liegen, dass Sie wegen einer Erkrankung verhindert waren. Allein dieser Umstand kann
die Verspatung jedoch nicht rechtfertigen. Und auch wenn Sie den Finanzbeamten erklaren, dass
Sie nach lhrer Genesung zunéchst andere Fristen im Blro aufarbeiten mussten, schaden Sie sich
eher, als dass Sie sich helfen. Denn lhre steuerlichen Pflichten stehen den sonstigen -
insbesondere den beruflichen - im Rang nicht nach.

Hinweis: Auch das Argument, die Einkommensteuererklarung sei nach der Abgabe ohnehin nicht
zeitnah bearbeitet worden und die Verspatung insoweit unerheblich gewesen, verspricht keinen
Erfolg. Denn die Pflicht zur fristgerechten Abgabe besteht auch dann weiter, wenn die
Finanzverwaltung die Formulare - aus welchen Griinden auch immer - nicht sofort bearbeitet.

Quelle: FG Koln, Urt. v. 30.05.2012 - 7 K 3652/11
Fundstelle: Www.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

Anderung wegen neuer Tatsachen: Sachbearbeiter muss sich nicht an jeden Steuerfall
erinnern

Das Finanzamt kann Steuerbescheide andern, wenn ihm nachtréaglich neue Tatsachen oder
Beweismittel bekanntwerden - beispielsweise wenn es im Nachgang zur
Einkommensteuerveranlagung nichtversteuerte Betriebseinnahmen aufdeckt. Ob ein Finanzamt
einen Steuerbescheid wegen neuer Tatsachen &ndern darf, hangt also maRgeblich von seinem
Kenntnisstand bei der Bearbeitung der Steuererklarung ab. Zu prifen ist demnach, ob

® ecine Tatsache wirklich neu ist und somit zur Anderung des Steuerbescheids berechtigt oder
ob

e das Finanzamt diese bereits friiher kannte, so dass eine Anderung aufgrund neuer Tatsachen
ausgeschlossen ist.
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40.

In diesem Zusammenhang hat der Bundesfinanzhof kuirzlich entschieden, dass nur der Inhalt
derjenigen Akten als dem Finanzamt bekannt gilt, die fiir den zu veranlagenden Steuerpflichtigen
vorliegen. Tatsachen, die sich aus Akten anderer Steuerpflichtiger ergeben, gelten nicht als
bekannt - selbst dann, wenn derselbe Sachbearbeiter fur die Steuerfalle zustandig ist.

Im Urteilsfall hatten Eheleute in ihren Einkommensteuererklarungen Unterhaltsaufwendungen an
ihren Sohn als auzergewohnliche Belastungen geltend gemacht. Laut ihrer Erklarung hatte der
Sohn nur geringe Einkinfte und war somit unterhaltsbedurftig. Das Finanzamt akzeptierte die
Angaben der Eheleute zundchst und erlie? einen entsprechenden Steuerbescheid. Brisant: Aus der
Steuererklarung des Sohnes, die derselbe Sachbearbeiter zwei Wochen vorher bearbeitet hatte,
ergab sich, dass er erheblich héhere Einkiinfte bezogen hatte und die Unterhaltsleistungen der
Eltern demnach steuerlich nicht abziehbar waren. Als das Finanzamt den Steuerbescheid der
Eltern einige Wochen spater wegen anderer Auffalligkeiten aufgriff, erkannte es seinen Fehler

und anderte den Bescheid wegen neuer Tatsachen.

Quelle: BFH, Urt. v. 13.06.2012 - VI R 85/10
Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

Staatliche Unterstiitzung: Sozialamt darf sich Kindergeld erstatten lassen

Der deutsche Sozialstaat lasst bedirftige Personen finanziell nicht ins Bodenlose fallen. Das Netz
der sozialen Sicherung sieht unter anderem die sogenannte Hilfe zum Lebensunterhalt - kurz:
HLU - vor. Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs (BFH) darf sich das leistungserbringende
Sozialamt spater allerdings das Kindergeld erstatten lassen, welches fir die bedurftige Familie
festgesetzt wird.

Eine achtkdpfige Familie hatte innerhalb von funf Jahren HLU-Leistungen von insgesamt 74.000
EUR fir ihre Kinder bezogen. Das auszahlende Sozialamt machte bei der Familienkasse
vorsorglich einen Erstattungsanspruch fir méglicherweise zustehendes Kindergeld geltend und
hatte Erfolg: Die Familienkasse setzte fur die funf Jahre nachtraglich Kindergeld von insgesamt
56.000 EUR fest und erstattete diesen Betrag an das Sozialamt. Die betroffene Familie klagte,
scheiterte jedoch vor dem BFH.

Das Gericht entschied namlich, dass dem Sozialamt ein Erstattungsanspruch zusteht. Unerheblich
ist, dass die Sozialleistungen fur die Kinder erbracht wurden, das Kindergeld aber aus
sozialrechtlicher Sicht als Einkommen der Mutter zu werten war. Denn Mutter und Vater lebten

mit ihren minderjahrigen Kindern in einem Haushalt, erhielten allesamt bedarfsorientierte
Sozialleistungen und bildeten daher eine sozialhilferechtliche Bedarfsgemeinschaft. Deshalb
flossen sowohl HLU-Leistungen als auch Kindergeld in einen Topf, so dass die Verrechnung
zulassig war.

Hinweis: Das Sozialamt darf das Kindergeld bei rechtzeitiger Zahlung als Einkommen der Eltern
auf die Sozialleistungen anrechnen und ist in dieser Hohe von vornherein nicht zur Leistung
verpflichtet.
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Quelle: BFH, Urt. v. 26.07.2012 - lll R 28/10
Fundstelle: WWw.Stx-premium.de
Information fur:  alle

zum Thema: Ubrige Steuerarten

41. Steuerberatungsgesellschaft: Bankkaufmann darf nicht in den Vorstand einziehen

Wer in Deutschland - wie unsereiner - als Steuerberater tatig wird, unterliegt dem
Steuerberatungsgesetz. Darin ist geregelt, welche Qualifikationen ein Steuerberater mitbringen
muss und welche Berufspflichten er zu erflllen hat. Eine Steuerberatungsgesellschaft wird
beispielsweise nur dann anerkannt, wenn die Vorstandsmitglieder, die Geschaftsfiihrer oder die
personlich haftenden Gesellschafter Steuerberater sind. Daneben dirfen auch Rechtsanwaélte,
Wirtschaftsprifer, vereidigte Buchprufer und Steuerbevollméachtigte die Gesellschatft leiten. Die
Steuerberaterkammern dirfen "besonders befahigten Personen”, die auf einem Fachgebiet
aul3erhalb der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften besondere Fahigkeiten erworben haben,
ausnahmsweise eine Fuhrungsposition zuerkennen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat kurzlich entschieden, dass ein Bankkaufmann und
Sparkassenbetriebswirt nicht in den Vorstand einer Steuerberatungsgesellschaft berufen werden
kann. Dies galt im Urteilsfall trotz der weit tberdurchschnittlichen Fachkenntnisse des
Bankkaufmanns, die ihn innerhalb von wenigen Jahren bereits in den Vorstand einer Bank
katapultiert hatten. Der BFH begrindete seine Entscheidung damit, dass die Fachkenntnisse zwar
hervorragend waren, aber auf dem Gebiet der Betriebs- und Finanzwirtschaft bestanden haben -
und nicht auf einem fachfremden Gebiet.

Hinweis: Mit der Moéglichkeit der Berufung anderer besonders befahigter Personen in den
Vorstand will der Gesetzgeber erreichen, dass auch Spitzenkrafte aul3erhalb der Betriebs- und
Finanzwirtschaft ihnr Know-how in eine Steuerberatungsgesellschatft einbringen.

Quelle: BFH, Urt. v. 18.09.2012 - VII R 45/11
Fundstelle: WwWw.Stx-premium.de
Information fur:  Freiberufler

zum Thema: Ubrige Steuerarten

30



	Aktuelle Steuerinformationen 01/2013
	Kanzleiexemplar © Deubner Verlag Köln


